
Stadt Plauen 

Der Oberbürgermeister 
Drucksachen Nr.: 608/2012 

 
Datum: 23.10.2012 

 

 

Verwaltungsvorlage 

 
Geschäftsbereich II 

Eigenbetrieb Gebäude- und Anlagenverwaltung 

 

Beratungsfolge Ausschuss - Stadtrat Termin Tagesord- 

nungsart 

TOP Abstimmungsergebnis 

Ja         Nein       Enth. 
Bürgermeisterberatung 29.10.2012 nicht öffentlich   

Finanzausschuss 08.11.2012 öffentlich   

Stadtrat 20.11.2012 öffentlich   

 

 

 
Inhalt Betriebssatzung GAV 

 

 

 
Grundlage:  

 

 

 

 

$ 4 SächsGemO, § 3 SächsEigBG 

Beraten und 

abgestimmt: 

 

 

 

Bereichsjurist, Rechnungsprüfungsamt 

Beschlüsse die 

aufzuheben bzw. 

zu ändern sind: 

 

 

 

Verantwortlich für 

Durchführung: 

 

 

 

Eigenbetrieb Gebäude- und Anlagenverwaltung 

 

 

 

 

_________________________________________________________________________________ 

 

Beschlussvorschlag: 
Der Stadtrat der Stadt Plauen beschließt die in der Anlage 1 beigefügte Betriebssatzung für den Eigenbetrieb 

„Gebäude- und Anlagenverwaltung der Stadt Plauen“. 

 

 

 

 

 

 

 

 



Sachverhalt: 
Die Neufassung der Betriebssatzung des Eigenbetriebes „Gebäude- und Anlagenverwaltung der Stadt Plauen“ 

erfolgt aus mehreren Gründen. 

Aus dem Ergebnis einer überörtlichen Prüfung wurde 2010 gefolgert, dass das Aufgabenfeld des 

Eigenbetriebes in der Satzung eindeutiger zu bestimmen ist. Außerdem wurden 2009 das Eigenbetriebsgesetz 

und 2010 die Eigenbetriebsverordnung novelliert. Dies griff auch das Rechnungsprüfungsamt bei der Prüfung 

der Jahresabschlüsse auf, um darauf hinzuweisen, dass die Betriebssatzung einer Änderung / Anpassung bedarf. 

Mit der in der Anlage 1 vorliegenden Fassung sind alle aktuell geltenden Rechtsnormen berücksichtigt. Die 

dem Eigenbetrieb zugewiesenen Aufgaben wurden soweit notwendig konkretisiert. Dies betrifft auch die  der 

GAV ab 2013 zugewiesenen Aufgaben der Automatisierten Datenverarbeitung (ADV). 

Die neue Betriebssatzung orientiert sich im Aufbau an der entsprechenden Mustersatzung des Sächsischen 

Innenministeriums. Die Unterschiede gehen aus der Gegenüberstellung in Anlage 2 hervor.  

 

Anlagen 

1 Betriebssatzung 

2 Gegenüberstellung neue Fassung / bisherige Fassung 

 

 

 

 

Finanzielle Auswirkungen  ja   ⊠ nein 

 
Gesamtkosten 

Maßnahme  

EUR 

jährliche 

Folgekosten 

EUR 

Finanzierung Abstimmung mit 

der Kämmerei 

  

 

 

 

 nein 

Eigenanteil 

EUR 

Objektbezogene 

Einnahmen  

     EUR 

 

 

 ist erfolgt 

 

⊠ ist nicht erforderlich,  

da Haushaltsmittel im 

Haushaltsjahr zur 

Verfügung stehen 

 

Veranschlagung 
im VmH im VwH nein ja, mit EUR Haushaltsstelle 

 20  20    

  

 

 

Beratungsergebnis: 
 
Gremium          Sitzung am   TOP 

Einstimmig 

 

 
 

Mit Stimmen- 

mehrheit 

 
 

Ja Nein Enthaltung Laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

Abweichender Beschluss 

(Ergänzungsblatt) 

 
 

 

_______________ _______________ 

Ralf Oberdorfer Eberwein 
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